
Mit einer kurzen aber beeindrucken-
den Warnstreikwelle haben die Be-
schäftigten von Bund und Kommunen 
die ver.di- Forderungen der Tarifrun-
de 2016 unterstützt. Wir in der Diako-
nie hängen mit unseren Arbeitsver-
tragsrichtlinien, den AVR-Württem-
berg Fassung TVöD direkt am Tarif-
recht des Öffentlichen Dienstes. Des-
halb haben Beschäftigte der Diakonie 
sich aktiv an Streiks und Aktionen 
beteiligt, zum Beispiel mit der Aktion 
„Diakonie trägt rot“.  
Während sich viele ArbeitnehmerInn-
nen noch auf den bevorstehenden 
Streik vorbereitet haben, konnte am 
29. April, in der 3. Verhandlungsrun-

de eine Tarifeinigung mit dem Bund 
und den kommunalen Arbeitgebern 
erzielt werden. 
Vereinbart wurde eine Erhöhung der 
Tabellenentgelte ab dem 1. März 2016 
um 2,4% und eine weitere Erhöhung 
der Tabellenentgelte ab dem 1. Febru-
ar 2017 um weitere 2,35%.   
Die Tarifverträge zur Altersteilzeit 
werden um zwei Jahre verlängert. Bei 
der Forderung nach Einschränkung 
von sachgrundlosen Befristungen 
zeigten Bund und Kommunen keiner-
lei Verhandlungsbereitschaft. Jeder 
Tarifabschluss ist ein Kompromiss, 

ver.di musste deshalb auch einige Zu-
geständnisse machen. 
Eine Leistungskürzung bei der Zusatz-
rente (Zusatz-versorgungskasse ZVK) 
konnte zwar abgewehrt werden, jedoch 
wurde die Erhöhung des Arbeitnehmer 
Eigenbeitrags von 0,15% in 3 Stufen 
bis zum 1. Juli 2018 auf 0,55% verein-
bart. In gleichem Umfang leisten auch 
die Arbeitgeber den Zusatzbeitrag.  
Bereits vor 10 Jahren – 1 Jahr nach 
Einführung des TVöD im Öffentlichen 
Dienst – sollte eine neue Entgeltord-
nung zum TVöD verhandelt sein. 10 
Jahre hatten die Arbeitgeber blockiert, 
jetzt ist der Durchbruch endlich ge-
schafft. Eine neue Entgeltordnung für 

alle Berufsgruppen wurde verhandelt 
und soll ab 01. Januar 2017 gelten. Mit 
der Entgeltordnung werden Eingrup-
pierungsfragen geregelt und sie wird 
für einige Beschäftigtengruppen spür-
bare Verbesserungen bringen. Die Ein-
gruppierungen für den Sozial- und 
Erziehungsdienst wurden bereits 2009 
eingeführt, jetzt kommt auch endlich 
für den Bereich der Pflege eine neue 
Vergütungstabelle. Ver.di hat hier den 
ersten wichtigen Schritt zur Aufwer-
tung der Gesundheitsberufe geschafft. 
Als hälftigen Ausgleich der  Mehrkos-
ten durch die neue Entgeltordnung 
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Liebe Kolleginnen 
und Kollegen,  
 

Lohnkostenwettbe-
werb schadet! So 
die Erkenntnis des 
„Bündnis für Tarif-
treue und Tarif-
standards für die 
Sozialwirtschaft in Baden Württem-
berg“. Nachdem an diesem Bündnis 
neben ver.di und Caritas auch die 
Diakonie beteiligt ist, sollte man mei-
nen, dass es in der Diakonie keine 
Tarifstreitigkeiten gibt. Weit gefehlt, 
das Problem wird in dieser Ausgabe 
der WIR! erneut deutlich. Während 
für etwa 35.000 Diakoniekolleginnen 
und –kollegen in Württemberg mit den 
AVR-Württemberg Fassung TVöD 
automatisch die Tariferhöhungen im 
Öffentlichen Dienst gelten, müssen 
nahezu 10.000 Kolleginnen und Kolle-
gen - insbesondere in der Altenhilfe -
mit massiven Verschlechterungen 
rechnen, weil für diese der sogenann-
te „Diakonietarif“, die AVR der Dia-
konie Deutschland gilt. Ziel der Dia-
koniearbeitgeber bei der Änderung 
unseres Arbeitsrechts durch die Syno-
de war es, den „Diakonietarif“ vor-
rangig zu bekommen. Das ist so nicht 
erfolgt und so werden die Tarifkon-
flikte anhalten. Lohnkostenwettbewerb 
schadet zuerst den Mitarbeitenden 
und in der Konsequenz dem Wert sozi-
aler Arbeit.  
Lasst uns für einen Flächentarifver-
trag TVöD kämpfen und damit den 
Lohnkostenwettbewerb in der sozia-
len Arbeit beenden. 
 

Uli Maier  
Vorsitzender der AGMAV 

Aus dem Inhalt: 
S. 2  Synode hat nicht nur Gutes beschlossen 
S. 3. SuE-Aufwertung in AVR-Wü/I übernommen 
S. 4  Klare Kante zeigen! 

2,4 % sofort!2,4 % sofort!  
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wird die Jahressonderzahlung 
(„Weihnachtsgeld“) für die nächsten  
3 Jahre auf dem Stand von 2015 einge-
froren und ab 2017 zusätzlich um 4 % 
abgesenkt. Ab 2019 soll die Jahresson-
derzahlung dann wieder an den Tarif-
steigerungen teilnehmen. Für die AVR
-Württemberg Fassung TVöD wurde 
2010 in der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission Württemberg die Tarifautoma-
tik beschlossen. Alle Regelungen aus 
dem TVöD zu Entgeltbestandteilen 
(z.B. Tabellenentgelt, Einmalzahlun-
gen) und Regelungen zur Arbeitszeit 
werden automatisch übernommen. Die 
Gehaltserhöhung gilt somit auch in 
diakonischen Einrichtungen, in denen 
die AVR-Württemberg Fassung TVöD 
angewandt wird. In Einrichtungen, in 
denen die „diakonische“ Bundes-AVR 
(AVR-DD) angewandt wird, gilt der 
Tarifabschluss leider nicht. 
Da die Tarifautomatik nur für Entgelt 
und Arbeitszeit gilt, ist es wieder ein-
mal spannend, ob die neue Entgeltord-
nung des TVöD zügig durch die Ar-
beitsrechtliche Kommission in die 
AVR-Württemberg übernommen wird, 
oder ob wir uns zum wiederholten Mal 
auf eine Blockadehaltung unserer Ar-
beitgeber einstellen müssen. 

Starke  
ver.di  
Jugend  
 

 

erzielt gute  
Ergebnisse in 
der Tarifauseinandersetzung für 
Azubis: 

Erhöhung der Vergütungen für 
Auszubildende ab 1. März 2016 
um 35 € und ab 1. Februar 2017 
um 30 €. 

Die Praktikantenentgelte steigen 
auch um 2,4 Prozent und um 2,35 
Prozent. 

 29 Tage Urlaub für Auszubildende 
(der Zusatzurlaub für Schichtarbeit 
in der Pflege bleibt erhalten). 

Die Übernahmeregelung für Aus-
zubildende wird für zwei Jahre 
verlängert. 

Übernahme der Unterbringungs-
kosten bei auswärtigem Berufs-
schulbesuch. 

Auszubildende nach BBiG erhalten 
50 Euro jährlich für Ausbildungs-
mittel.  

Verraten und verkauft 
Synode ändert Arbeitsrecht 

Das Grundgesetz ermöglicht den Kir-
chen „ihre Angelegenheiten selbstän-
dig innerhalb der Schranken des für 
alle geltenden Gesetzes“ zu ordnen 
und zu verwalten. Dieses Recht wurde 
in Sachen Arbeitsrecht zuletzt 2012 
vom Bundesarbeitsgericht (BAG) mit 
einigen Auflagen versehen. So ist 
kirchliches Arbeitsrecht verbindlich 
anzuwenden, es darf nicht einseitig 
vom Arbeitgeber festgelegt werden 
und Gewerkschaften müssen die Mög-
lichkeit haben, sich an der Arbeits-
rechtssetzung zu beteiligen.   
 
Wettbewerb und Markt 
Da diese Vorgaben für  Landeskirche 
und Diakonie in Württemberg nicht 
erfüllt waren, musste der kirchliche 
Gesetzgeber – die Ev. Landessynode 
– das Arbeitsrechtsregelungsgesetz 
(ARRG) ändern. 
Keine leichte Aufgabe, zumal es ins-
besondere in der Diakonie heftige 
Auseinandersetzungen zum Arbeits-
recht gibt. 
Als AGMAV vertreten wir die Positi-
on, dass Wettbewerb und Markt in der 
Sozialen Arbeit nicht durch ruinösen 
Lohnkostenwettbewerb auf dem Rü-
cken der Mitarbeitenden ausgetragen 
werden darf. Wir fordern deshalb den 
Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes 
(TVöD) als Flächentarifvertrag für die 
Soziale Arbeit. Die Diakoniearbeitge-
ber dagegen halten am eigenen kirch-
lichen Arbeitsrecht fest. 
Ihr oberstes Ziel war die Ermögli-
chung der direkten Anwendung der 
Arbeitsvertragsrichtlinien der Diako-
nie Deutschland (AVR-DD), oder 
noch besser, dass sie sich ihren 
„Wunschtarif“ aussuchen können. 
 
Vorrang AVR-Württemberg Fas-
sung TVöD 
Diesem Wunsch der Diakoniearbeit-
geber ist die Synode nicht gefolgt. 
Künftig ent-
scheidet die 
Arbeitsrechtli-
che Kommissi-
on für Landes-
kirche und Dia-

konie in Württemberg über die Tarif-
anwendung in diakonischen Einrich-
tungen. Dabei gelten vorrangig die 
Arbeitsvertragsrichtlinien-
Württemberg.  Das ist wichtig, da wir 
auf dem Hintergrund unserer Strategie 
Flächentarifvertrag weitestgehend den 
TVöD als Inhalt der AVR-
Württemberg durchsetzen konnten. 
Tarifabschlüsse im Öffentlichen 
Dienst, Bezahlung und Arbeitszeit 
betreffend, gelten dabei automatisch 
auch für uns.  
 
10.000 Diakoniebeschäftigte im ar-
beitsrechtlichen Nirwana                              
Aufgrund des bisherigen Tarifwahl-
rechts auf betrieblicher Ebene gibt es 
jedoch in der Diakonie in Württem-
berg Einrichtungen, in denen die AVR 
der Diakonie 
Deutschland 
Anwendung 
finden. Dies 
betrifft insbe-
sondere die 
Evangelische 
Heimstiftung, mit etwa 7.000 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern.   
Die Synode hat für die Einrichtungen, 
in denen bislang die AVR-DD gelten, 
einen fatalen Beschluss gefasst: Für 
die Tarifgestaltung dieser AVR-DD-
Anwender ist künftig nicht mehr die 
Arbeitsrechtliche Kommission Würt-
temberg zuständig, sondern direkt die 
Arbeitsrechtliche Kommission der 
Diakonie Deutschland. In dieser 
Kommission gibt es keine Arbeitneh-
merbeteiligung aus der Diakonie in 
Württemberg und damit keine Mög-
lichkeit, auf die Gestaltung und Wei-
terentwicklung des Tarifes Einfluss zu 
nehmen.                                           
Die AVR-DD ist ein eigenständiger 
Tarif, der nicht mit dem TVöD ver-
gleichbar ist und der auch völlig von 
Weiterentwicklungen des TVöD, wie 
zum Beispiel Tariferhöhungen, abge-
koppelt ist.  
Das ist ein Skandal, mit diesem Be-
schluss hat die Synode nahezu 10.000 
Diakoniebeschäftigte ins arbeitsrecht-
liche Nirwana „befördert“. 

Die Arbeitsver-
tragsrichtlinien- 
Württemberg 
gelten vor-
rangig 

Fataler Beschluss 
der Synode:  
AVR-DD Anwen-
der nach Berlin 
geschickt 
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schwierigen Tätigkeiten kommen von 
der S8 in die neue S 8b und Heilpäda-
gogen mit Fachschulbildung von S 8 in 
die S 9. Dabei bleiben die bisher er-
reichten Stufenlaufzeiten bestehen. 
Höhergruppierungen gibt es insbeson-
dere für Leitungen von Kindertages-
stätten und Erziehungsheimen. Hier 

wird das Verfah-
ren zur Höher-
gruppierung 
angewandt. Dies 
kann für einige 
Beschäftigte 
nachteilig sein. 
(Je nach bisher 
schon erreichter 
Stufe). Damit es 
nicht zu Nach-
teilen kommt, 
werden diese 
Mitarbeitenden 
nur dann höher-
gruppiert, wenn 

sie dies bis 31.10. beantragen. 
 Frist: Höhergruppierungen müs-
sen bis 31.10.2016 beantragt wer-
den! 
Auch die Mitarbeitenden, die sich bei 
der Umstellung in den SuE nicht haben 
überleiten lassen und in der EG Tabel-
le verblieben sind, haben jetzt wieder 
ein Wahlrecht. Einige überlange Stu-
fenlaufzeiten wurden wieder verkürzt, 
so kann sich der Wechsel in die SuE 
Tabelle für die Mitarbeitenden jetzt 
lohnen. 
Die Personalabteilungen werden über 
das Wahlrecht informieren.  
Eure MAVen können euch nicht zum 
einen oder anderen raten, das ist Sache 
jedes Einzelnen, eine falsche Beratung 
könnte zum finanziellen Schaden sein 
und die MAV wäre dann gegebenen-
falls haftbar.  
 Frist: Erneutes Wahlrecht SuE- 
oder EG-Tabelle bis 31.10.2016 
Mitarbeitende, die spätestens zum 
30.09.15 aus dem Arbeitsverhältnis 
(ohne eigenes Verschulden) ausge-
schieden sind, können die Erhöhungen 
bis 30. Juni 2016 schriftlich beantra-
gen. 
Gut dran ist, wer Mitglied von ver.di 
ist! Die Gewerkschaftssekretäre sind 
vorbereitet und können kompetent 
dazu beraten, was für wen das Beste 
ist. Alle anderen mit Wahlmöglichkeit 
müssen selbst rechen.  

Alle sind sich einig, soziale Arbeit und 
Erziehungsarbeit hat einen hohen Stel-
lenwert in unserer Gesellschaft und 
muss wertgeschätzt werden. Darum, 
dass diese Wertschätzung auch finanzi-
ell spürbar wird, hat die Gewerkschaft 
ver.di 2015 gekämpft. Auf Ende 2014 
wurde der Tarifvertrag für den Sozial– 
und Erziehungs-
dienst gekündigt, es 
folgte eine harte und 
lange Tarifauseinan-
dersetzung. Erst 
nach sieben Mona-
ten mit mehreren 
Warnstreikwellen, 
einem vierwöchigen 
Erzwingungs-streik, 
neun Verhandlungs-
runden und einem 
Schlichtungsverfah-
ren konnte im Sep-
tember ein Ergebnis 
erreicht werden. 
Richtig zufrieden war man mit dem 
Ergebnis nicht, aber mehr war wohl 
nicht drin und es waren wichtige 
Schritte in die richtige Richtung, zur 
Aufwertung der sozialen Arbeit. Im 
Dezember 2015 war der endgültige 
Text fertig und wurde unserer Arbeits-
rechtlichen Kommission zugestellt. Am 
22. April 2016 wurde nun beschlossen, 
den Tarifabschluss komplett für die 
Diakonie zu übernehmen. Lediglich 
Fristen wurden angepasst. Die diakoni-
schen Arbeitgeber haben dieses Mal 
schon früh erklärt, dass sie das Ver-
handlungsergebnis übernehmen wollen. 
Ob sie jetzt endlich eingesehen haben, 
dass eine Aufwertung unserer Arbeit 
nur gemeinsam gehen kann, oder ob 
ihnen einfach noch das Schlichtungser-
gebnis von 2014 „Grundlage der AVR 
ist der TVöD“ in den Knochen hängt, 
wissen wir nicht. 
Die Änderungen im SuE gelten auch 
für die AVR-Wü/I rückwirkend zum 
Juli 2015. Viele können sich auf eine 
schöne Nachzahlung einstellen. Bei 
einigen Berufsgruppen wie Kinderpfle-
ger, Helferinnen, Sozialarbeiter, … 
wurden die Tabellenwerte erhöht. Eini-
ge Tätigkeiten wurden höheren Entgelt-
gruppen zugeordnet, z.B. Erzieherin-
nen, Heilerziehungspfleger, Gruppen-
leitungen in Werkstätten für Menschen 
mit Behinderung oder Heilpädagogin-
nen. Erzieherinnen mit besonders 

Aufwertung Sozial- und Erziehungsdienst 
Jetzt auch in der Diakonie! 

 Dichtung und Wahrheit 
Im Vorfeld des Synodenbeschlusses 
haben die Diakoniearbeitgeber offen 
damit gedroht, „zu machen was sie 
wollen, wenn die Synode nicht be-
schließt was sie wollen“. 
In Flyern haben sie die Behauptung 
aufgestellt, wie wundervoll die AVR-
DD als Tarif sind. Zu dem Zeitpunkt 
lagen ihre Anträge, z.B. auf Strei-
chung des Kinderzuschlages, Absen-
kungen für die Altenhilfe bis zu 20%, 
Erhöhung der wöchentlichen Arbeits-
zeit auf 40 Stunden sowie drastische 
Kürzung der Jahressonderzahlung 
(„Weihnachtsgeld“) bereits vor. 
   
Schicksal selbst in die Hand neh-
men 
Die vier Gesprächskreise in der Lan-
dessynode hatten zu diesem Thema 
durchaus kontroverse Positionen be-
zogen: 
Während die Anliegen der AGMAV 
von den Gesprächskreisen „Offene 
Kirche“ und „Kirche für Morgen“ 
noch am ehesten aufgenommen wur-
den, war deutlich, dass die Gesprächs-
kreise „Lebendige Gemeinde“ und 
„Evangelium und Kirche“ überwie-
gend zur Arbeitgeberseite neigten. 
Die Auseinandersetzung macht zudem 
deutlich, dass es hier um Interessenge-
gensätze von Arbeitgebern und Ar-
beitnehmerInnen geht. 
  

In solchen Auseinandersetzungen ist 
stark, wer sich gut organisiert. 

Die Diakoniear-
beitgeber organi-
sieren sich in ih-
rem Arbeitgeber-
verband – dem 
Verband diakoni-
scher Dienstgeber 

in Deutschland (VdDD)  und wir soll-
ten uns noch selbstverständlicher und 
in noch größerer Zahl in unserem Ar-
beitnehmerverband – der Gewerk-
schaft ver.di – organisieren. 
Tarifauseinandersetzungen sind 
Machtfragen und die sind besser bei 
Tarifverhandlungen aufgehoben als 
im kirchlichen „Dritten Weg“.  
Lasst uns deshalb weiter das Ziel zum 
Flächentarifvertrag TVöD verfolgen 
und dafür kämpfen, denn: WIR! sind 
Diakonie.  

Tarifausei-
nander-
setzungen 
sind Macht-
fragen  
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„Klare Kante“ zeigen 

Die Evangelische Kirche in 
Deutschland wirft der rechtskon-
servativen AfD vor, sie wolle mit 
ihrem Anti-Islam-Kurs die Gesell-
schaft spalten.  
Die Forderungen der AfD nach Ver-
boten bestimmter muslimischer Prak-
tiken und Symbole stoßen mehrheit-
lich auf Kritik. Teile der Partei stell-
ten die Religionsfreiheit infrage, sagte 
der Ratsvorsitzende der EKD, Hein-
rich Bedford-Strohm, am Montag dem 
Radiosender NDR info. Es sei mit der 
christlichen Grundorientierung nicht 
vereinbar, wenn gegen gesellschaftli-
che Gruppen pauschal Stimmung ge-
macht werde. Die rechtskonservative 
AfD hatte am Wochenende beim Bun-
desparteitag in Stuttgart einen strikten 
Anti-Islam-Kurs in ihrem Grundsatz-
programm festgeschrieben. 
In dem Programm heißt es: "Der Is-
lam gehört nicht zu Deutschland." 
Minarette und Muezzinrufe werden 
abgelehnt, zudem setzt sich die AfD 
für ein Verbot von Burka (Ganzkör-
perschleier) und Niqab (Gesichts-
schleier) in der Öffentlichkeit und im 
öffentlichen Dienst ein. Islamische 
Organisationen sollten keinen Körper-
schaftsstatus öffentlichen Rechts er-
langen. 
Bedford-Strohm sagte weiter: "Was 
man auf gar keinen Fall akzeptieren 
kann, ist Hetze gegen Menschen. Erst 
recht nicht dann, wenn sie sich in Ge-
walttaten zeigt." Die evangelische 
Kirche werde gemeinsam mit den 
anderen Religionen "klare Kante" 
gegen jede Form von Fundamentalis-
mus zeigen, kündigte Bedford-Strohm 
an. Dazu müssten die Menschen ins 
Gespräch gebracht werden. Durch 
Kontakt entstehe Empathie. "Es gibt 
Menschen, die verunsichert sind. 
Wenn dann eine Partei scheinbar ein-
fache Antworten gibt, mag sie für 
manche attraktiv sein. Diese Sprüche 
haben aber keinen Bestand mehr, 
wenn sich die Menschen persönlich 
begegnen. Ich glaube nicht, dass die 
AfD ein nachhaltiges Phänomen ist." 
Von: http://www.evangelisch.de  (Quelle epd 
03.05.2016)  

Für die Aufnahme der Flüchtlinge 
engagieren sich in Deutschland Hun-
derttausende. Gleichzeitig brennen 
Häuser, Rassist*innen bedrohen Men-
schen auf offener Straße. Der gesell-
schaftliche Zusammenhalt und die 
demokratischen Grundwerte werden 
auf die Probe gestellt. Mit der Aktion 
Menschenkette treten wir für ein welt-
offenes, menschliches und vielfältiges 
Deutschland und Europa ein.  
Unabhängig von Glaube, Herkunft, 
Hautfarbe und sexueller Identität - wir 
stehen für die Unantastbarkeit der 
Menschenwürde und die Wahrung der 
Menschenrechte  
Bundesweite Menschenketten am 
18./19. Juni 2016  
Lasst uns in Berlin, München, 
Leipzig, Hamburg und Bochum bun-
desweit Menschenketten starten! Wir 
verbinden Moscheen, Kirchen, Syna-
gogen, soziale Einrichtungen, Flücht-
lingsunterkünfte, Museen, Theater 
und Rathäuser. Reiche Deine Hände, 
damit Tausende ineinandergreifen, 
eine Kette von Schutz und Solidarität 
bilden.  

Komm am 18. Juni zur Auftaktmen-
schenkette nach Bochum oder am 19. 
Juni zu den Menschenketten in Berlin, 
Hamburg, Leipzig und München. 
Trägerkreis der Kampagne: Amnesty 
International, Der Paritätische,  
LSVD-Verein, Diakonie Deutschland, 
Pro Asyl, Brot für die Welt, Natur-
freunde Deutschland, campact, Deut-
scher Gewerkschaftsbund, Union pro-
gressiver Juden in Deutschland, Zent-
ralrat der Muslime in Deutschland, 
Venro Verband Entwicklungshilfe und 
viele unterstützende Organisationen. 
Mehr Infos unter: http://hand-in-hand-
gegen-rassismus.de 

Lasst uns in ganz Deutschland  
am 18./19.Juni 2016  

Menschenketten der Solidarität starten! 


